
In der Warteschleife
WASSERSCHUTZZONE Nach dem Erfolg der Petition ist nun das Umweltministerium am Zug

stellung von Tischen für alle
Einwender aus Platzgründen
nicht erlaubt hätte. Rzehak
habe vielmehr die Bitte von
Miesbachs Bürgermeisterin
und Vize-Landrätin Ingrid
Pongratz (CSU), Tische bereit-
zustellen, bereits vor Beginn
der Veranstaltung klar abge-
lehnt. Erst auf Druck per Be-
fangenheitsantrag habe er
eingelenkt. Auch sei die Auf-
zeichnung des dreitägigen
Termins auf Video zu Proto-
kollzwecken rechtlich nicht
gedeckt und angesichts von
Tonbandaufzeichnung und
zweier Stenotypisten nicht
notwendig gewesen. Ziegler:
„Man wollte uns einfach schi-
kanieren. Es waren kleine
Punkte, die das Verhand-
lungsklima zum Kippen
brachten.“
Dass so ein Konflikt auch

einvernehmlich gelöst wer-
den kann, zeigte der Abgeord-
nete Zierer bei der Pressekon-
ferenz auf. In seinem Stimm-
kreis Freising habe es eine
ähnliche Situation um eine
Schutzgebietsausweisungmit
großem Widerstand gegeben
– wegen der zu hohen Nitrat-
belastung desWassers. Gelöst
wurde der Konflikt nicht mit
einer Wasserschutzzone, son-
dern mit privatrechtlichen
Verträgen mit den Landwir-
ten. „Das hat ganz schnell Er-
folge gebracht“, berichtete
Zierer. Der Deal sei klar gewe-
sen: Die Einhaltung der Ver-
träge ersetzt die Ausweisung
eines Schutzgebiets. Dies ent-
spreche auchdemModell, das
Ministerpräsident Markus Sö-
der jüngst proklamiert hatte:
Freiwilligkeit vor Verwal-
tungsrecht.

setzen.“ Und das sei ein ergeb-
nisoffenes Verfahren.
Umso mehr kritisiert Zieg-

ler, dass sich Rzehak nun „als
Opfer einer Kampagne“ dar-
stelle. Anders als von Land-
ratsamt und Regierung darge-
stellt, habe sich Rzehaks Aus-
sage „Ich muss ausweisen“
sehr wohl auf das Ergebnis
des Verfahrens bezogen und
nicht auf die Verpflichtung
zur Durchführung des Ver-
fahrens. Dies sei per eides-
stattlicher Erklärung von Ein-
wender Alois Fuchs hinter-
legt. Ebenso stimme es nicht,
dass der Teilnehmerkreis
beim Erörterungstermin im
September 2018 die Bereit-

mussten uns an die Politik
wenden,weil wir an das Land-
ratsamt nicht herankamen.“
Landtagsabgeordneter Benno
Zierer (FW), der im Umwelt-
ausschuss pro Petition stimm-
te, kommentierte den Fall so:
„Allein was sich aus den Un-
terlagen ergeben hat, ist er-
schreckend, und das in der
heutigen Zeit, wo alle von
Bürgernähe und Transparenz
reden.“ Allein schon vorab die
Aussage zu treffen, wie das
Verfahren ausgehen werde,
sei ein „Offenbarungseid“.
Und Ziegler stellte fest: „Wir
machen ja kein juristisches
Hochreck.Wirwollen nur das
ABC des Rechtsstaats durch-

tion entschieden, muss das
Verfahren auf den Punkt zu-
rückgedreht werden, als die
Besorgnis der Befangenheit
noch nicht bestand. Laut Zieg-
ler könnte das Rzehaks Amts-
antritt 2014 sein. Folgt dasMi-
nisterium der Petition nicht,
geht der Fall zurück in den
Umweltausschuss, der dann
erneut entscheiden muss.
Dieses Hin und Her erfolge so
lange, bis sich Ministerium
und Ausschuss einig seien.
Bei den anwesenden Peten-

ten herrschte Erleichterung.
„Für uns war es neu, über-
haupt gehört zuwerden“, sag-
te Marion von Kameke-Stahl
vomBiogutWallenburg. „Wir

Bayerischen Landtags zumPe-
titionsrecht zum vorliegen-
den Ergebnis „Würdigung der
Petition“: „Wenn der Aus-
schuss Ihre Eingabe mit die-
ser Beurteilung an die Staats-
regierung überweist, haben
Sie gute Chancen auf einen
Erfolg.“
Auch Anwalt Ziegler ist zu-

versichtlich, wie er am Don-
nerstag bei der Pressekonfe-
renz des Zusammenschlusses
Heimatwasser erklärte: „Ich
habe bereits mit der Juristin
vom Umweltministerium ge-
sprochen. Sie hat mir versi-
chert, der Fall wird entspre-
chend geprüft und umge-
setzt.“Wird imSinne der Peti-
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Landkreis – Nach dem erfolg-
reichen Abschneiden der Peti-
tion zur Ausweisung derWas-
serschutzzone Reisach-Thal-
ham-Gotzing im Umweltaus-
schuss des Bayerischen Land-
tags (wir berichteten) stellt
sich nun die Frage: Wie geht
es weiter mit dem Verfahren,
das LandratWolfgang Rzehak
(Grüne) im November 2018
ausgesetzt hat?
Mit der Petition, die Anwalt

Benno Ziegler für fünf Ein-
wender eingereicht hatte,
liegt das Heft des Handelns
nun beim Umweltministeri-
um, das die der Petition zu-
grunde liegenden Verfahrens-
fehler – diverse Anträge we-
gen der Besorgnis der Befan-
genheit – prüfen soll. Wie
lang das dauern wird, war am
Freitag nicht zu erfahren. Ei-
nen größeren Fragenkatalog
unserer Zeitungbeantwortete
ein Sprecher des Umweltmi-
nisteriums so: „Die Regierung
von Oberbayern hat im Rah-
men ihrer gesetzlichen Zu-
ständigkeit Befangenheitsan-
träge gegen Landrat Wolf-
gang Rzehak geprüft. Nach
der Behandlung der Petitio-
nen im Umweltausschuss
wird die Angelegenheit im
Umweltministerium noch
einmal sorgfältig geprüft.“
Das Ergebnis dieser Prü-

fung ist derzeit schwer einzu-
schätzen. Landrat Rzehak
kann es sich weniger vorstel-
len, dass zunächst die Besorg-
nis der Befangenheit von der
Regierung von Oberbayern
nicht bestätigt wurde, jetzt
aber schon. Andererseits
heißt es im Leitfaden des

Streit gleich zum Auftakt: Das Landratsamt hatte für die Einwender lediglich einen Tisch mit fünf Stühlen bereit ge-
stellt. Für die Betroffenen und Anwälte, die nicht an der Reihe waren, war Konzertbestuhlung vorgesehen. Rechts
vom Podium saßen die Vertreter der Stadtwerke München, links die Vertreter vom Landesamt für Umwelt. FOTO: AL
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